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Kultur ist mehr als ein Buch oder Theaterstück: 
Kultur öffnet Türen und baut Brücken zu den Menschen 
in der Welt. Ob Afrika, Amerika, die arabische Welt oder 
Asien: Während jahrhundertealte Handelsrouten 
und Kommunikationswege neu ausgerichtet werden, bie-
tet die Kultur eine Möglichkeit für Europa, 
einen „New Deal“ mit der Welt einzugehen. Die Lage in 
Europas Nachbarregionen Nordafrika und Nahost 
erfordert eine gemeinsame Strategie des alten Kontinents. 
In Afrika ist ein Neustart in den Beziehungen nötig, 
um mehr Vertrauen zu schaffen. 
Der Dialog mit Lateinamerika muss sich mit dem Klima-
wandel auseinandersetzen, mit Bodenerosion, mit der 
Wasserverschmutzung, mit der Überfischung. 
Die Globalisierung hat dem Thema Demokratie einen 
neuen Kontext gegeben, sie ist nicht nur für Asien neu zu 
verhandeln. Welche außenkulturpolitischen Initiativen 
braucht Europa und welche Erwartungen gibt es hierzu 
weltweit? Wie wird Europa in der Welt gesehen und wie 
kann seine Kultur in der Außenpolitik eine Rolle spielen? 
Und: Wie kann sich EUNIC, das europäische Netzwerk 
nationaler Kulturinstitute, am besten engagieren?

Europa von außen 
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die europäische Außenkulturpolitik
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forschung zu sprechen kommen, Professor 
Johan Galtung: Er verstand unter Gewaltkul-
tur diejenigen kulturellen Aspekte, verkör-
pert durch Religion und Ideologie, Sprache 
und Kunst, die dazu dienten, direkte oder 
strukturelle Gewalt zu rechtfertigen oder zu 
legitimieren. „Wenn das Gegenteil von Ge-
walt Frieden ist, dann ist das Gegenteil der 
Gewaltkultur die Friedenskultur, das heißt 
die Aspekte einer Kultur, die dazu dienen, 
direkten und strukturellen Frieden zu recht-
fertigen und zu legitimieren.“

Abdelwahab Hiba Hechiche ist Professor für 
Politikwissenschaft an der Universität von Süd-
florida in Tampa. Er war Fellow am Center for 
Middle Eastern Studies der Harvard Universi-
tät. Er ist Preisträger der Fondation de la Voca-
tion, Paris 1965, für Frieden im Nahen Osten. 
Von ihm liegen mehrere Veröffentlichungen 
zur EU als Modell für die Integration der Ma-
ghrebstaaten vor. 

Der 14. Januar 2011 bedeutet für Tu-
nesien eine Zeitenwende, die in die 
ganze arabische Welt ausstrahlte. 

Mit dem Sturz von Präsident Zine el-Abidine 
Ben Ali, der Tunesien über zwei Jahrzehnte 
mit eiserner Faust regiert hatte, begann ein 
vielschichtiger und langwieriger Transforma-
tionsprozess. Das Aufbrechen der erstarrten 
politischen und gesellschaftlichen Strukturen 
schuf dabei ganz neue Möglichkeiten auch für 
die Entfaltung von Kultur und Bildung. Eu-
ropa kann über die Förderung dieser beiden 
Bereiche einen nachhaltigen Beitrag zur De-
mokratisierung Tunesiens leisten – und damit 
ein Beispiel geben für die Politik gegenüber 
Transformationsstaaten in der arabischen Welt 
insgesamt. Im Folgenden werden fünf mög-
liche Leitlinien für die Auswärtige Kultur- und 
Bildungspolitik der Europäischen Union und 

ihrer Mitgliedstaaten empfohlen, die eine Ant-
wort auf die Herausforderungen im Kontext 
arabischer Transformationsstaaten wie Tune-
sien sein können.

In Tunesien, aber auch in anderen Ländern 
des „Arabischen Frühlings“ wie Ägypten, wa-
ren die Massenproteste unter anderem Aus-
druck einer Sehnsucht nach Emanzipation. 
Diese betraf zuvorderst die Emanzipation von 
den eigenen autoritären Machthabern. Deren 
Patriachalismus wurde die Forderung nach 
einem selbstbestimmten Leben ohne staatliche 
Willkür und mit gerechten wirtschaftlichen 
Chancen für alle entgegengegenstellt. 

Diese Emanzipierung, die „Rückerobe-
rung“ des Staates durch die Bürger, hat aber 
auch eine internationale Dimension. Die Pro-
teste gegen die oft am Westen orientierten bzw. 
vom Westen unterstützen Regime wurden in 
der arabischen Welt auch als ein letztes Kapitel 
der Dekolonisierung verstanden, in dem sich 
das Volk nun endgültig seine Souveränität er-
kämpft. Fragen nationaler Identität und natio-
naler Souveränität werden in den Beziehungen 
zu den „post-revolutionären“ arabischen Staa-
ten also noch sensibler zu behandeln sein. 

Europa, wo zudem einige Staaten durch ihr 
koloniales Erbe belastet sind, kann hier auf 
zwei Ebenen reagieren: Erstens, indem es seine 
Kultur- und Bildungspolitik zu den Partner-
ländern – allen objektiven (nicht zuletzt bud-
getären) Asymmetrien zum Trotz – möglichst 
auf Augenhöhe organisiert. Das bedeutet, Kul-

Sehnsucht nach Emanzipation Mit den Veränderungen 
in Nordafrika sind neue Möglichkeiten für die Entfal-
tung von Kultur und Bildung entstanden. Hier kann Eur-
opa jetzt mit neuen Initiativen einen nachhaltigen Beitrag 
zur Demokratisierung und Entwicklung im Maghreb 
leisten – und damit ein Beispiel geben für eine neue Po-
litik gegenüber Transformationsstaaten in der arabischen 
Welt insgesamt. Von Anis Ben Amor und Edmund Ratka 
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diese Leuchttürme zu konzentrieren. Die Su-
che nach geeigneten Partnern in der Provinz 
mag mühsamer sein und der Projekterfolg dort 
wesentlich langwieriger. 

Doch durch gezielte Programme für margi-
nalisierte Regionen und die Eröffnung entspre-
chender Dependancen oder zumindest mittels 
fester lokaler Kontaktpersonen und Ansprech-
partner können die europäischen Kulturinsti-
tute nicht nur benachteiligten Bevölkerungs-
schichten helfen. Indem sie beispielgebend 
deutlich machen, dass der Zugang zu Kultur 
und Bildung ein Bürgerrecht für Tunesier aus 
allen Regionen ist, setzten sie auch ein kraft-
volles Zeichen gegenüber der tunesischen Elite 
in der Hauptstadt. 

Dialog vorleben

Mit dem Erschlaffen der eisernen Faust 
der langjährigen autoritären Regime sind in 
vielen arabischen Ländern kulturelle Kon-
fliktlinien und solche um Identität aufge-
brochen, seien sie ideologisch, ethnisch oder 
sozio-ökonomisch gefärbt. Sie kreuzen sich  
im Kampf um die Neuordnung der Macht 
und unterfüttern den syrischen Bürgerkrieg 
genauso wie die gewaltsamen Auseinander-
setzungen zwischen Anhängern und Gegnern 
der Muslimbrüder in Ägypten. 

Auch in einem Land wie Tunesien, das 
eine vergleichsweise friedliche Transforma-
tion durchläuft, spielt die Debatte um Iden-
tität eine zentrale Rolle. Vor allem das „laizis-
tische“ und das „islamistische“ Lager stehen 
sich dabei misstrauisch gegenüber. An der 
Frage, welche Rolle der Islam in der neuen 
Verfassung einnehmen sollte und wie mit den 
teils gewaltbereiten salafistischen Gruppen 
umzugehen sei, entzündeten sich heftige Kon-
troversen in Politik und Öffentlichkeit. Die-
se zweite große Konfliktlinie innerhalb der 

dominiert wie vor der Revolution. Wo immer 
möglich, sollten die europäischen Kulturin-
stitute jenseits ausgetretener Pfade und etab-
lierter Beziehungen zu lokalen Partnern über 
spezifische Förderprogramme und über offene, 
direkte und transparente Auswahlverfahren 
der jungen Generation eine Chance geben.  

Neben der Wut auf die zunehmende Kor-
ruption und den Klientelismus des Ben Ali-
Regimes war die Kluft zwischen Zentrum und 
Peripherie, zwischen wohlhabenden Küstenre-
gionen und einem lange vernachlässigten Hin-
terland, eine wichtige Triebfeder der Revolu-
tion. Bereits in den Jahren zuvor hatte es in 
Provinzstädten wie etwa der Minenstadt Gaf-
sa Proteste gegeben, und auch der schließlich 
erfolgreiche Aufstand Ende 2010 ging nicht 
von der Hauptstadt, sondern dem verarmten 
Sidi Bouzid aus. 

Die Überwindung der Kluft zwischen 
Zentrum und Peripherie stellt nicht nur für 
die tunesische Politik selbst, sondern auch für 
die europäische Kultur- und Bildungszusam-
menarbeit eine besondere Herausforderung 
dar. Zweifelsohne ist in der Hauptstadt Tunis 
und in anderen Küstenstädten das kulturelle 
Leben dynamischer und sichtbarer. Auch im 
Forschungsbereich erleichtert die Qualität der 
dortigen Universitäten internationale Koope-
ration. Die europäischen Kulturinstitute und 
andere Mittlerorganisationen sollten indes 
nicht der Versuchung nachgeben, sich nur auf 

als eine kleptokratische Familienclique emp-
funden wurde. Die Selbstverbrennung eines 
jungen Gemüsehändlers Ende 2010 in der 
tunesischen Provinz löste auch deshalb Mas-
senproteste aus, weil sich viele in der von ihm 
erlittenen ökonomischen Ungerechtigkeit und 
Behördenwillkür wiederfanden. Die Forde-
rung nach einem Ende des Klientelismus, auf 
den sich das Ben Ali-Regime wesentlich stütze, 
hallt bis heute nach. Immer wieder kommt es 
auch nach der Revolution zu Protesten anläss-
lich von Rekrutierungsverfahren öffentlicher 
Institutionen, etwa im Januar 2014 in Gafsa 
gegen eine Umweltagentur, weil vermutet wird, 
dass die Auswahl weiterhin von Korruption 
und Vetternwirtschaft bestimmt wird. 

In der Vergangenheit hat die europäische 
Politik – und auch die Kultur- und Bildungs-
zusammenarbeit – nolens volens einen Beitrag 
dazu geleistet, das klientelistische System in 
Staaten wie Tunesien zu verfestigen. So wur-
den zu Zeiten Ben Alis Stipendien für Studi-
enaufenthalte in Europa, etwa des Deutschen 
Akademischen Austauschdienstes (DAAD), 
oftmals über das tunesische Hochschulmini-
sterium erteilt. Eine missbräuchliche Verga-
bepraxis konnte damit nicht ausgeschlossen 
werden. 

Nach der Revolution haben Institutionen 
wie der DAAD die neuen Freiräume genutzt 
und stellen – etwa über ein eigenes Büro in Tu-
nis und eine Erhöhung der Lektorate an den 
Universitäten – jetzt einen direkteren Kontakt 
zur tunesischen Zielgruppe her. Diese Strategie 
gilt es weiter voranzutreiben und Beratung und 
Bewerbungsverfahren (nicht zuletzt sprach-
lich) so zu gestalten, dass auch de facto mög-
lichst keine Gesellschaftsschicht mehr ausge-
schlossen wird. 

Ungeachtet des erfolgreichen Regimewech-
sels sind weite Teile des Staatsapparats und an-
dere Schaltstellen öffentlichen Lebens nach 
wie vor von denselben Eliten und Mentalitäten 

tur- und Bildungsbeziehungen von vornherein 
bi-direktional zu verstehen. Konkret sollten 
also nicht nur beispielsweise Auslandssemester 
tunesischer Studenten in Europa, sondern um-
gekehrt auch Aufenthalte europäischer Stu-
denten in Tunesien gefördert werden. Mit dem 
neuen Programm „Erasmus Plus“ ist hier ein 
konzeptioneller Schritt in die richtige Rich-
tung getan worden, den es nun mit Leben zu 
füllen gilt und von dem besonders diejenigen 
Partnerländer profitieren sollten, die sich auf 
den Weg der Demokratisierung gemacht ha-
ben. Erleichterungen bei der Mobilität sind da-
bei nicht nur eine unverzichtbare funktionale 
Grundlage für kulturellen und akademischen 
Austausch. Für die Menschen in der arabischen 
Welt ist die Frage des (temporären) Zugangs 
nach Europa ein zentraler Prüfstein, wie ernst 
es die Europäer mit dem Versprechen echter 
Partnerschaft meinen. 

Begegnung auf Augenhöhe

Zweitens bedeutet Partnerschaft, die Ziel-
gruppe europäischer Programme bei deren Kon-
zipierung von Anfang an einzubinden. Dies be-
trifft vor allem die Zivilgesellschaft, die gerade 
in Tunesien seit der Revolution eine ungeahnte 
Blüte erfährt. Der Fall autoritärer Regime wie 
in Tunesien oder die zumindest moderaten Re-
formbemühungen in Marokko und Jordanien 
haben hier neue Spielräume eröffnet, die es nun 
zu nutzen gilt. Es ist sehr zu begrüßen, dass sich 
sowohl politische Akteure wie der Europäische 
Auswärtige Dienst (EAD) als auch Mittleror-
ganisationen wie die europäischen Kulturin-
stitute seit dem Arabischen Frühling verstärkt 
bemühen, diesen „bottom-up“-Ansatz in die Tat 
umzusetzen. 

„Revolution der Würde“ nennt man den 
Volksaufstand in Tunesien gerne, der ein Re-
gime zu Fall brachte, das zuletzt vor allem 

 „Partnerschaft bedeutet, die Ziel-
gruppe europäischer Programme 
bei deren Konzipierung von An-
fang an einzubinden. Dies betrifft 
vor allem die Zivilgesellschaft, die 
gerade in Tunesien seit der Revolu-
tion eine ungeahnte Blüte erfährt.“
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rungstheorien den Boden entzieht, sondern 
auch den Weg hin zu regionaler und euro-
mediterraner Integration erleichtert. Dafür 
müsste zunächst Europa selbst Vorbild sein. 
Angesichts des Anstiegs eines oft xenophoben 
Populismus in vielen europäischen Ländern 
sowie seiner restriktiven Immigrationspolitik 
gerade auch gegenüber den arabischen Trans-
formationsstaaten hat es hier allerdings stark 
an Glaubwürdigkeit verloren. 

Jenseits dieser grundlegenden Problema-
tik kann die Auswärtige Kultur- und Bil-
dungspolitik nichtsdestotrotz die Überwin-
dung nationaler Grenzen fördern. Zum einen 
betrifft dies die europäische Seite. Gerade in 
der Kultur- und Bildungspolitik sind Verge-
meinschaftungstendenzen weder möglich 
noch wünschenswert, spiegeln die nationalen 
Spezifika in diesem Bereich doch die kultu-
relle Diversität Europas wider. Doch sollten 
die jeweiligen mitgliedstaatlichen Ansätze 
eingebettet sein in eine gesamteuropäische 
Strategie, die Doppelungen und Konkur-
renzen vermeidet und zugleich multinatio-
nale Projekte fördert. 

In der Hochschulzusammenarbeit bei-
spielsweise erschweren es bisher die Förder-
richtlinien des deutschen Außenministeri-
ums in manchen Sonderprogrammen für die 
arabische Welt, Staatsangehörige anderer EU-
Länder einzubeziehen. Zum anderen sollte 
auch die Partnerseite zu länderübergreifender 
Zusammenarbeit ermutigt werden. Themen 
wie die Rolle von Religion oder die politische 
Marginalisierung und ökonomische Perspek-
tivlosigkeit der Jugend sind in ganz Nordafri-
ka relevant. Kultur- und Bildungsprojekte 
können hier Plattformen und Netzwerke 
schaffen, die nicht nur diesbezüglich einen 
Erfahrungsaustausch ermöglichen, sondern 
mittelfristig auch Integrationsdynamiken im 
politischen oder wirtschaftlichen Bereich be-
fördern können. 

zur Verfügung stehen. Vielmehr sind diese 
langfristig zu begleiten. Dazu gehört auch 
Hilfe bei der Verstetigung von Projekten, ein-
schließlich bei der Suche nach einer Folgefi-
nanzierung. Das Bemühen der Akteure der 
europäischen Kultur- und Bildungspolitik 
vor Ort, in diesem Sinne zu arbeiten, wird da-
bei oftmals erschwert durch technische Bud-
get-Vorschriften, wie die Nichtübertragbar-
keit von Mitteln in Folgejahre und – gerade 
was die EU-Programme betrifft – hochkom-
plexe Antragsverfahren.

Mehr regionale Integration nötig

Die Protestbewegungen des Arabischen 
Frühlings waren von einer bemerkenswerten 
Parallelität gekennzeichnet. Zum einen han-
delte es sich um ein grenzüberschreitendes, 
pan-arabisches Phänomen. Jugendliche Akti-
visten inspirierten und vernetzten sich gegen-
seitig. Sie traten in einen (oft nur ideellen oder 
digitalen) Austausch mit Gleichgesinnten 
auch in anderen Teilen der Welt, wie der 
Occupy- oder Indignados-Bewegung. Der 
Sturz autoritärer und nur auf ihren eigenen 
Machterhalt fixierten Regime im Maghreb 
eröffnete außerdem neue Perspektiven regi-
onaler Integration.

Zum anderen waren die Volksaufstän-
de umweht von einem Flair nationaler Be-
freiung (der in Ägypten dann im Laufe der 
schwierigen Transformation teils in nationa-
listischen Furor abglitt). Nationale Symbole 
wie Flagge und Hymne gehörten und gehören 
wie selbstverständlich zum Kernarsenal der 
Demonstrationen in den Ländern des Ara-
bischen Frühlings. 

Angesichts dieses Spannungsfeldes kann 
Europa einen Beitrag leisten für ein aufge-
klärtes und offenes Nationalbewusstsein, 
das nicht nur Fremdenhass und Verschwö-

führen. Ad-hoc-Maßnahmen alleine, von de-
nen zudem oft nur besonders mediatisierte 
und international bereits gut sichtbare und 
vernetzte Gruppen profitieren, reichen nicht 
aus, um den kultur- und bildungspolitischen 
Herausforderungen in Tunesien zu begegnen 
und Europa dort als glaubwürdigen Partner 
zu etablieren. 

Jenseits finanzieller Fragen kann die eu-
ropäische Kultur- und Bildungszusammen-
arbeit hier an zwei Stellen ansetzen. Erstens 
sollte ein Fokus auf die Entwicklung von 
Strukturen und die Förderung von Multipli-
katoren gerichtet werden. Konkret bedeutet 
das, beispielsweise in der Hochschulzusam-
menarbeit nicht nur mit Studenten, sondern 
auch mit Lehrkräften zu arbeiten, sowie Un-
terstützung bei der Überarbeitung von Cur-
ricula und der Schaffung von Forschungsver-
bünden oder Doktorandenschulen zu leisten. 

Gerade in einem Transformationskontext, 
in dem Bestehendes von der eigenen Bevöl-
kerung auf den Prüfstand gestellt wird, ist 
ein solcher Ansatz vielversprechend. Im tu-
nesischen Bildungssektor beispielsweise ist 
man sich des hohen Modernisierungs- und 
Internationalisierungsbedarfs bewusst und 
ist deshalb sehr aufgeschossen für Zusam-
menarbeit mit europäischen Partnern. 

Zweitens sollten Projekte von europä-
ischen Kultur- und Mittlerorganisationen 
nicht nur angestoßen werden, wenn im Zuge 
einer politischen Konjunktur gerade Gelder 

tunesischen Gesellschaft spiegelt sich auch 
im Parteiensystem wider, wo sich die islami-
stisch geprägte Partei Ennahda und die sich 
als säkular verstehende Partei Nidaa Tounes 
als stärkste Pole gegenüberstehen. 

Dass die kollektive Identität eines Landes 
nach Jahrzehnten autoritärer Herrschaft, die 
zudem mit einer Unterdrückung des politischen 
Islam einherging, neu verhandelt wird, ist un-
umgänglich. Europa kann hier in zweifacher 
Hinsicht einen Beitrag leisten, dass dieser Aus-
handlungsprozess im Rahmen eines friedlichen 
und konstruktiven Dialogs abläuft. Zum einen 
sollten europäische Akteure beispielgebend 
selbst mit allen nicht-gewaltbereiten Gruppen 
das Gespräch suchen. Wenn nur eine Seite a 
priori unterstützt wird, besteht die Gefahr, die 
Identitätskluft im Land weiter zu akzentuieren. 

Zum anderen kann die europäische Kul-
tur- und Bildungspolitik Plattformen für den 
inner-tunesischen Dialog schaffen und Pro-
gramme auflegen, die diverse Gruppen über 
Sachfragen zusammenführen. So haben bei-
spielsweise neue Parteien unterschiedlichster 
Couleur ein Interesse daran, eine effektive 
und demokratisch organisierte Jugendorga-
nisation aufzubauen. Europäische Mittleror-
ganisationen könnten hier dementsprechend 
eine für alle offene Unterstützung anbieten, 
die dann auch gemeinsame Seminare und 
Fortbildungsreisen einschließt. 

Europa und gerade auch die europäische 
Auswärtige Kulturpolitik hat vergleichsweise 
schnell auf den Wandel in den Ländern Nor-
dafrikas reagiert. Die EU und viele Mitglied-
staaten, auch solche, die nicht ans Mittelmeer 
grenzen, wie Deutschland, haben eigene För-
derprogramme aufgelegt, von denen Tunesien 
bereits besonders profitiert hat. 

Doch Transformation ist ein langwie-
riger Prozess, und diese Soforthilfe für den 
Kultur- und Bildungsbereich gilt es nun in 
eine strukturelle Zusammenarbeit zu über-

„Europäische Akteure sollten mit 
allen nicht-gewaltbereiten Grup-
pen das Gespräch suchen. Wenn 
nur eine Seite a priori unterstützt 
wird, besteht die Gefahr, die Kluft 
im Land weiter zu vertiefen.“ 
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Die euphorischen Hoffnungen, die der 
Arabische Frühling anfangs ausgelöst hat, 
sind vielerorts zerschellt an brutaler Regi-
megewalt, an ideologischer Radikalisierung 
und gesellschaftlicher Polarisierung, an wirt-
schaftlicher Stagnation und geopolitischem 
Kalkül. So langwierig die Transformations-
prozesse in der arabischen Welt auch sein mö-
gen, so hat der erfolgreiche tunesische Volks-
aufstand 2011 doch eine neue Ära eingeläutet. 
In dieser sind auch die europäisch-arabischen 
Beziehungen auf den Prüfstand zu stellen. 
Eine Kultur- und Bildungszusammenarbeit, 
die sich auf den Transformationskontext ein-
lässt und einen partnerschaftlichen, nachhal-
tigen, dialogorientierten und multinationalen 
Ansatz verfolgt, kann dabei eine Vorbildrolle 
einnehmen. 

Anis Ben Amor ist Kulturwissenschaftler an 
der Universität Karthago, Tunesien. Edmund 
Ratka ist Politikwissenschaftler an den Univer-
sitäten Passau und München. Sie koordinieren 
das DAAD-geförderte Forschungsprojekt „Tu-
nesien im Wandel“ ("Tunisia in Transition"), das 
sich besonders der interdisziplinären Zusam-
menarbeit tunesischer und deutscher Nach-
wuchswissenschaftler widmet. Aufgrund der Umbrüche in den Gesell-

schaften des südlichen und östlichen 
Mittelmeerraums, die seit 2011 den 

Nahen Osten und Nordafrika erschüttern, 
befinden sich auch die Beziehungen zwischen 
Europa und der Region in einem Wandlungs- 
und Neudefinierungsprozess. Die  Bindungen 
und Verhältnisse zwischen diesen beiden extrem 
komplexen, kulturell heterogenen sowie unter-
schiedlich institutionalisierten Weltregionen 
waren lange politisch diffizil, historisch-kultu-
rell vorbelastet und ökonomisch asymmetrisch. 
Die historische Zäsur des Arabischen Frühlings, 
auch wenn dieser kein Frühling mehr ist, könnte 
zum Anlass genommen werden, diese Bezie-
hungen grundlegend zu hinterfragen, sie auf 
eine neue Ebene zu heben und ihnen einen neu-
en konstruktiven Impetus zu verleihen. 

Die Umbrüche resultierten vorwiegend aus 

der großen Unzufriedenheit der Zivilgesell-
schaften über Missstände in den politischen 
Systemen (Demokratiedefizit, Unfreiheit, 
Menschenrechtsverletzungen), über die sozio-
ökonomischen Ungleichheiten, den ungerecht 
verteilten Zugang zu Grundgütern wie Woh-
nungen und Lebensmitteln, weitverbreitete 
Korruption auf den verschiedensten Ebenen, 
Auswirkungen des ungebremsten Kapita-
lismus und der neoliberalen globalen Wirt-
schaftsordnung auf die Volkswirtschaften der 
Länder Nordafrikas und des Nahen Ostens. 

Im Zuge der Protestbewegungen kam es 
auch zu einer Veränderung im Verhältnis der 
Bürger zur Politik, und zwar in dem Sinne, 
dass die Zivilgesellschaften, die bis zu diesem 
Zeitpunkt von den autoritären Regimen teil-
weise massiv unterdrückt wurden, sich nun 
mehr Gehör verschaffen und zunehmend 
erfolgreich Einfluss auf politische Entschei-
dungsprozesse ausüben. Nach Jahrzehnten 
der Repression und politischer Unfreiheit 
wurde durch den Sturz der Regime auf ein-
mal sichtbar, dass individuelles politisches 
Engagement einzelner Bürger durchaus zu 
Veränderungen des politischen Systems bei-
tragen kann.

Bestimmte Akteure der Zivilgesellschaf-
ten haben sich neue öffentliche Räume und 

Die Gunst des Frühlings Europas Nahost- und Mittel-
meerpolitik ist widersprüchlich: Einerseits schreibt sie 
sich Werte und Ideale wie Freiheit, Rechtsstaatlichkeit, 
Respekt der Menschenrechte und Solidarität auf die Fah-
nen, andererseits verfolgt sie mit ihrer Handels-, Sicher-
heits- und Immigrationspolitik gezielt ihre eigenen, vor-
rangig ökonomisch orientierten Interessen. Wie kann 
Europa neue Dialogspielräume in der arabischen Welt 
besser nutzen? Von Isabel Schäfer
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